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AGENDA-Prozess ohne Geld 
Der Stadtrat hat von der Verwaltung einen 
Beschlussvorschlag zur Haushaltskonsolidie-
rung vorgelegt bekommen. In diesem steht, 
dass das Umweltzentrum zu erhalten und der 
AGENDA-Prozess sicherzustellen ist. 
Schön, sehr schön. Aber sämtliche Sachkosten 
werden auf 0,00 Euro gekürzt. Die Aussage, 
die wir hier lesen, ist folgende: formal wird 
das Umweltzentrum erhalten. Objektiv besteht 
aber, wenn diese Zahlen nicht revidiert wer-
den, keine Arbeitsfähigkeit für das AGENDA-
Büro. Damit ist sowohl die Koordinierung des 
AGENDA-Prozesses als auch die Bürotätig-
keit für den AGENDA-Beirat nicht aufrecht zu 
erhalten. Welcher Zaubermeister kann schon 
einen Bürgerprozess mit 0 Geld für Telefon, 
Büromaterial, Veranstaltungen, Heizung und 
Strom etc. organisieren? Stellt sich die Frage: 
Sollen die Bürger, die ehrenamtlich an der 
nachhaltigen Gestaltung der Stadt mitwirken, 
außer ihrer Arbeitskraft allen Ernstes nun noch 
Geld mitbringen? Bürgerbeteiligung nur für 
zahlende Mitglieder? Die weiteren Leistungen 
des Umweltzentrums sind gleichfalls bedroht: 
Umweltberatung und -bildung sowie die Um-
weltbibliothek lassen sich ohne Sachkosten 
nicht betreiben. Auch die Vielfalt der hier 
angesiedelten Vereine, die den besonderen 
Charakter des Umweltzentrums ausmacht, ist 

gefährdet, wenn es für sie keinerlei Zuschüsse 
mehr gibt. Letztendlich wird das Haus auf 
diese Weise geschlossen. Ein über die Stadt 
hinaus bekannter, etablierter Standort für 
entwicklungs- und umweltpolitische Arbeit 
mit zahlreichen Synergieeffekten geht so 
verloren. In der WIBERA-Studie wurde sogar 
vorgeschlagen, das Gebäude zu verkaufen. Es 
gibt aber schon lange eine Rückforderung der 
Alteigentümer. Sollte dieses Haus nicht mehr 
als städtische Einrichtung genutzt werden, 
müsste es an diese zurückgegeben werden. Ein 
Gewinn für die Stadt ist damit in keiner Hin-
sicht zu erzielen. 
In dem Beschlussantrag der Verwaltung wird 
von einer Optimierung und Überprüfung der 
Wirtschaftlichkeit der gegenwärtigen Unter-
bringung des Umweltzentrums gesprochen. 
Zusatzfinanzierungen zu suchen, ist sicherlich 
eine ständige Aufgabe. Das haben wir auch 
bisher getan, beispielsweise hat das diesjährige 
AGENDA-Forum die Stadt keinen Cent ge-
kostet. Doch die Betonung wird hier auch in 
Zukunft nur bei „Zusatz“-Finanzierung liegen 
können. Es gibt keine selbsttragenden AGEN-
DA-Prozesse oder Bürgerhäuser! Es bleibt zu 
hoffen, dass man, auch von Seiten der Fraktio-
nen, zu seinem Wort steht. Beispielsweise 
versicherte der Vorsitzende der SPD-Fraktion 

öffentlich, dass die Fraktion für den Erhalt des 
Umweltzentrums in seiner jetzigen Form 
eintritt. Herr Müller, wir rechnen auch auf Sie. 
Thomas Scherzberg 

Große Unterstützung für den Erhalt des Um-
weltzentrums 

 

Sachzwängen weichen oder eigenes Profil erarbeiten? 

Bürgerhaushalt - eine Chance 
Die „Sachzwänge des Haushalts“ werden 
immer wieder als Argument für den Ab-
bau sozialer Rechte und Einrichtungen 
benutzt. Das „Haushaltsgeheimnis“ wird 
zum zentralen Moment der Politik. Bürge-
rInnenbeteil igung steht dann nur dafür, 
dass kommunale Aufgaben durch freiwil-
lige und ehrenamtliche Arbeit der Bürge-
rInnen übernommen werden. Die Situati-
on, die wir momentan in Chemnitz haben: 
Die Verteilung der Haushaltsmittel ist 
nicht wirklich transparent und trifft in 
vielem nicht die realen Bedürfnisse der 
Bevölkerung. Es werden Vorschläge aus 
der Verwaltung gemacht. Mit diesen wird 
der Stadtrat genötigt, innerhalb von 4 
Wochen Entscheidungen zu treffen. Wel-

cher Stadtrat, wohlgemerkt auch ein Gre-
mium von Ehrenamtlichen, kann mit 
reinem Gewissen sagen, dass er das vor-
liegende „Haushaltsgeheimnis“ in seinen 
ganzen Konsequenzen überblickt? Es ist 
auch keine Zeit gelassen, um sich in Fo-
ren und Anhörungen ein Bild der wirkli-
chen Auswirkungen zu machen. Die 
„Sachzwänge des Haushalts“ lassen das 
nicht zu, sagt man. 
Das Konzept Bürgerhaushalt, welches in 
Porto Alegre in Brasilien seinen Ursprung 
hat und bereits seit Jahren praktiziert 
wird, steht diesem Ansatz diametral ent-
gegen. Es ist eine Form der unmittelbaren 
Demokratie, die mit den Formen und 
Methoden der repräsentativen, der Partei-

endemokratie, verbunden wird. In sozialer 
und poli tischer Hinsicht stützt sich das 
Modell Porto Alegre auf ein komplexes 
Vertretungsgeflecht zur Wahrung der 
Balance der verschiedenen Interessen, 
z.B. von Bürgern und Beschäftigten und 
natürlich zwischen den verschiedenen 
Basisstrukturen. Gleichzeitig hat jeder 
Einzelne das Recht, sich freiwill ig zu 
beteiligen. Dies kann auf der Ebene der 
Stadtteile oder der Poli tikfelder erfolgen. 
So wird die Dominanz der Verwaltung 
und der Parteipolitiker bei Entschei-
dungsprozessen gebrochen. Die Hemm-
schwelle zum Mitmachen wird niedrig 
und auch sozial Benachteiligte erhalten 
die Chance, sich an Entscheidungsprozes-
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sen zu beteiligen. In öffentli chen Diskus-
sionen werden gemeinsam mit den Bürge-
rInnen die entscheidenden Bedürfnisse 
und deren Prioritäten bestimmt, was zur 
Grundlage für alle Bereiche des Haushalts 
wird. 
Es gibt ein VertreterInnenforum, das 
permanent über das ganze Jahr arbeitet, 
um die Ansprüche der BürgerInnen 
durchzusetzen. Gerade in Zeiten schwa-
cher Finanzen, wie wir sie gegenwärtig 
haben, sind solche alternativen Formen 
der Mitbestimmung 
nötig. Es gibt aus der letzten Zeit einige 
Entscheidungen in Chemnitz, die hinter-
fragt werden müssen: 
- Die Investition Wandererhalle für 

mehr als 10 Mio Euro, die weitere 
jährliche Zuschüsse von 1 Mio Euro 
nach sich zieht; dafür werden die 
Zuwendungen für die Stadthalle und 
das Theater gekürzt. 

- Der Bau und die Gestaltung der Zu-
fahrt zum Kaufhof-Parkhaus kosteten 
26 Mio DM. 

- Der Weiterbau des Südverbundes 
über die Zschopauer Str. hinaus kos-

tet in den nächsten Jahren mehr als 
90 Mio Euro. 

- Das neue Gewächshaus im Botani-
schen Garten kostete 1 Mio DM, 
jährl. Folgekosten? 

- Der Marktbrunnen, wie auch immer 
er aussehen mag, kostet ca. 320 000 
Euro. usw.usw. 

Diese Liste lässt sich weiter ergänzen. 
Sind das alles Dinge, die die BürgerInnen 
von Chemnitz wirklich brauchen und 
wollen? Dafür werden Vereinszuwendun-
gen gestrichen, Sozial- und Kultureinrich-
tungen bekommen weniger Geld oder 
werden geschlossen, der CVAG wird der 
Zuschuss gekürzt - die Fahrpreise werden 
weiter steigen usw. usw. Das wollen wir 
ganz sicher nicht! 
Im Rahmen verschiedener Diskussionen, 
z. B. der zum Stadtentwicklungspro-
gramm, haben die AGENDA 21 und 
andere Organisationen wie attac auch für 
Chemnitz eine andere Art von Bürgerbe-
teiligung gefordert als die bisher prakti-
zierte. Wenn die BürgerInnen erst über 
das fertige Konzept informiert werden, ist 
das keine Beteiligung. Beteiligung heißt 

Mitarbeit bei der Erarbeitung der Konzep-
te! 
Leider gibt es bislang in Chemnitz wenig 
Bereitschaft dazu, gemeinsam mit den 
Bürgern zu arbeiten. Hier ist jetzt der 
Stadtrat als politisches Entscheidungs-
gremium gefragt, einen solchen Beteil i-
gungsprozess von der Verwaltung zu 
verlangen. 
Wir fordern den Stadtrat auf, sich nicht zu 
kurzfristigen, in ihren Endkonsequenzen 
derzeit nicht zu überblickenden Entschei-
dungen drängen zu lassen. Werte Stadträ-
te, wir fordern Sie auf, solche Modelle 
wie den Bürgerhaushalt zu überdenken 
und endlich auch in Chemnitz Elemente 
einer direkten demokratischen Mitbe-
stimmung der BürgerInnen zu befördern 
und zuzulassen. Nur so können wir in 
schwierigen Situationen einen Ausgleich 
der Interessen, eine Zufriedenheit der 
BürgerInnen erreichen. Erkennen Sie 
Bürgerbeteiligung als Rückhalt und Un-
terstützung bei Ihren schwierigen Ent-
scheidungen! 
Elke Koch 

 

Wird in Chemnitz ohne Konzept gespart? 

Verwaltung in Not 
Die prekäre Finanzlage vieler Städte und 
Gemeinden in Deutschland ist kein neues 
Problem. Zur Konsolidierung der öffentli-
chen Haushalte wird vielerorts auf die 
gleichen Maßnahmen zurückgegriffen: 
Durch Personalabbau, Gebührenerhöhun-
gen, Verkauf städtischer Besitztümer oder 
Privatisierungen versuchen die Kommu-
nen Kosten zu reduzieren. 
Auch in Chemnitz müssen die Gürtel 
enger geschnall t werden: In Anlehnung an 
das WIBERA-Gutachten schlägt die 
Stadtverwaltung zur Haushaltssicherung 
eine umfangreiche Stellenreduzierung, die 
Verteuerung kommunaler Dienstleistun-
gen und Steuern sowie die Schließung 
öffentlicher Einrichtungen vor. Dass sol-
che Sparmaßnahmen nicht ohne schmerz-
hafte Einschnitte verlaufen können, ist 
einzusehen. Allerdings bleibt beim jetzi-
gen Konzept offen, inwieweit eine Ver-
waltungsreduzierung auch mit einer Ver-
waltungsmodernisierung verbunden ist. 

Ob bei der Auflösung des Umweltdezer-
nates, der Neuorganisation des Stadtmar-
ketings, dem Umgang mit den Bürgerser-
vicestellen oder jetzt bei den geplanten 
Stellenstreichungen - es bleibt der Ein-
druck, dass von Seiten der Stadtspitze 
immer nur auf aktuelle Probleme reagiert 
wird. Es ist aber erforderli ch, eine grund-
legende Neukonzeption kommunaler 
Verwaltung und öffentlicher Leistungser-
füllung in Chemnitz anzugehen. Statt nur 
Kosten zu sparen, sollten notwendige 
Reformen angestoßen werden: 
So gil t es, die verwaltungsinterne Ablauf-
organisation und fachlichen Zuständigkei-
ten auf den Prüfstand zu stellen sowie 
sich mit einer verbesserten Koordinierung 
ämterübergreifender Zusammenarbeit und 
der Erhöhung der Kundenfreundlichkeit 
auseinander zusetzen. Auch beim Um-
gang von Verwaltung und Stadtspitze mit 
der Lokalen AGENDA 21 gibt es Nach-
holbedarf: Nicht nur, dass dem Chemnit-

zer AGENDA-Prozess die ohnehin man-
gelhafte personelle und materielle Aus-
stattung weiter gekürzt wird, die Mitarbeit 
der Verwaltung im Prozess muss immer 
wieder eingefordert werden, die Rücken-
deckung durch die Stadtspitze lässt zu 
wünschen übrig. Die Lokale AGENDA21 
scheint eher als zusätzli che Belastung 
wahrgenommen zu werden - dabei wer-
den die Chancen des AGENDA-Prozesses 
häufig übersehen: Gerade hier bietet sich 
die Möglichkeit, einen Konsens von ge-
sellschaftlichen Akteuren herbeizuführen, 
in Leitbildern gemeinsame Ziele zu ent-
wickeln und im Dialog eine nachhaltige 
Stadtentwicklung voranzutreiben. 
Genauso wie beim Integrierten Stadtent-
wicklungsprogramm eine große Chance 
vertan wurde, bürgerschaftliche Kräfte 
einzubinden und die politische Kultur in 
Chemnitz zu stärken, droht nun eine wei-
tere vergeben zu werden. 
Christine Weiske 

 

Naturgewalt oder hausgemachte Flut? 
Hochwasser gab es schon immer, jährli-
che „Jahrhundertfluten“ erst seit kurzem. 
An der Mulde mit ihren Überschwem-
mungen aufgewachsen, beobachtete ich 
die hiesige Entwicklung seit der Wende 
erst verwundert, dann verärgert und 

schließlich mit Zorn. Fazit seither: In rund 
tausend Jahren sächsischer Geschichte 
wurde anteil ig noch nie so viel Fläche 
versiegelt und überbaut wie seit 1990 - 
und dies bei extremem Einwohnerrück-
gang. Gewaltige Gewerbegebiete, Ein-

kaufszentren entstanden neben Städten 
und Dörfern, teil s deren Kernflächen 
übersteigend - von Leipzig, Chemnitz, 
Dresden bis zu den Städten am Gebirgs-
kamm. Physikalische Wirkungen daraus 
sind einfach, aber drastisch: Sonnenener-
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gie wird von Festflächen und gedämmten 
Bauten darauf reflektiert, dadurch er-
wärmte Luft nimmt sehr viel mehr Was-
serdampf auf. Bei dann normalen Wet-
teränderungen regnet es zwangsläufig 
mehrfach stärker, die versiegelten Flächen 
geben dies stoßartig ab. „Jahrhundertflu-
ten“ in den letzten Jahren (an Rhein und 
Mosel, in den Niederlanden, im Groß-
raum Paris, in Norditalien oder an der 
Oder) lassen Wechselwirkung von 
Wachstumsregionen und Flutanomalien 
deutlich werden - vom Menschen ge-
machte globale Erwärmung dazugerech-
net. Schon im Flachland suspekte Versie-
gelung wird im Erzgebirge als Deutsch-
lands regenreichstem Mittelgebirge aber 
verbrecherisch. Riesige Einkaufs- und 
Gewerbegebiete um sämtli che Bergstädte 
dort wirken zwangsläufig wie gigantische 
Lufterhitzer und dann als Gewässerspeier. 
Bisher unbekannt schnelle Stoßwellen auf 
Städte wie Döbeln, Grimma, Weesenstein 
und andere folgen aus ihnen. Vor zwei 
Monaten wurde Bayern als deutscher 
Spitzenreiter beim Versiegeln von Flä-
chen ausgewiesen. Sachsen als Bayerns 
gelehrigster Schüler ahmte trotz weit 

höherer Siedlungsdichte, Warnungen 
Wissender und Erfahrungen der Vorväter 
meist gewissenlos diese ökologisch rück-
sichtslose Politik nach. 
 

 
 
Kommunal- und Landespolitiker, Indust-
riebrachen und Altstadtbereiche veröden 
lassend, wiesen ob schnellen Geldes ein 
Gewerbe- oder Einkaufsgebiet nach dem 
anderen aus - sogar in Flussauen. Dazu: 
Anstatt intell igent vernetzten, ökologisch 
sinnvollen Verkehr aufzubauen, wurde 
Verfall des dichtesten Schienennetzes 
Deutschlands in Sachsen gezielt hinge-
nommen, Ausbau überdimensionierter 
Straßen, Parkflächen und absehbare „Au-

tokalypse“ rigoros befördert. Die Regen-
front zur „Flut 2002“ nun hatte ihren 
Ursprung beim Versiegelungsmeister 
Bayern, streifte dann Österreich, Tsche-
chien und wanderte nach Sachsen. Von 
Bayern lernen heißt Fluten lernen? Gut 
gemeinte Spendenaufrufe verdrängen 
leider notwendige Fragen nach den Ursa-
chen. Globale Klimaänderung trägt zum 
aktuellen Desaster bei, vieles vom jetzi-
gen Unheil aber war zu erwarten wie das 
Amen in der Kirche. Deshalb müsste bei 
den Mitverursachern eingeklagt werden: 
Auto-, Öl- und Handelskonzerne als An-
treiber der größten Versiegelung der Ge-
schichte sollten zahlen und gesetzlich zur 
Umkehr gezwungen werden. Da dies und 
konsequente Wende ökologisch verfehlter 
Politik kaum absehbar ist, werden dieser 
Flut noch schlimmere folgen. In Sachsen 
versagte ein selbstgefälliger Kurt Bieden-
kopf ökologisch völlig. Und nun soll er 
als Koordinator zu den Flutschäden be-
stellt werden? 
Prof. Clauss Dietel, Chemnitz 

 

Aktivitäten zur CO2-Einsparung 

 
 
Ziel der Arbeitsgruppe Ener-
gie/Klimabündnis seit ihrer Gründung 
1998 ist es, das Energiesparen und die 
Nutzung regenerativer Energien in Chem-
nitz voranzubringen. 
Ein wichtiges Thema ist z.B. die Auswei-
sung von Flächen zur Windkraftnutzung 
im Flächennutzungsplan. Das ist ein strit-
tiges Thema in Chemnitz, an dem wir seit 
der Vorstellung der ersten Entwürfe des 
Flächennutzungsplans arbeiten. Aber in 
der „ Innovationswerkstatt Chemnitz“ gibt 
es offensichtlich gegenüber manchen 

Innovationen Vorbehalte. Obwohl geeig-
nete Flächen mit entsprechenden Wind-
kraftpotentialen vorhanden sind und die 
Windkraft als Jobmotor gilt, ist bislang 
lediglich ein kleines „Testfeld“ (für 2 
Anlagen) ausgewiesen worden. Im ganzen 
Land stehen die Anlagen, nd Chemnitz ist 
noch immer in der Testphase? Im Oktober 
letzten Jahres organisierten wir gemein-
sam mit Solaris, den Stadtwerken und 
dem MkfE e.V. im Solarisgebäude ein 
Energieforum mit dem bekannten Fern-
sehjournalisten Franz Alt. Franz Alt wies 
nach, dass im Jahr 2050 bei rationeller 
Energieverwendung der Energiebedarf zu 
100% aus der Nutzung regenerativer 
Energiequellen gedeckt werden kann. Die 
Reihe „Energieforum“ wurde von uns mit 
mehreren kleineren Veranstaltungen fort-
gesetzt: Bürger und Unternehmer konnten 
sich in Vorträgen über Photovoltaikanla-

gen, das erste Chemnitzer Passivhaus, die 
Holzheizung der Herrnhuter Brüderge-
meinde sowie über die Nutzung der So-
larthermie in Wohngebäuden informieren. 
Weitere Vorträge sind geplant. 
Das aktuelle Anliegen der AG ist die 
Einrichtung von Energietischen als Forum 
zur Entwicklung von Energiespar- bzw. 
Regenerativenergieprojekten in Chemnitz. 
Wir hoffen noch, dass die Stadtwerke und 
die Stadtverwaltung, die wir hierzu ange-
sprochen haben, unsere Initiative unter-
stützen werden. Unser Ziel ist es, Woh-
nungsunternehmen und Hausbesitzer für 
die Entwicklung von Projekten zur ener-
getischen Sanierung von Wohnhäusern 
und die Installation von solar-thermischen 
Anlagen zu gewinnen. 
AG Energie/Klimabündnis 

 

Hochwasser und Versiegelung 
Ist Hochwasserschutz möglich? Der Grü-
ne Stammtisch im September widmete 
sich diesem Thema. BUND und andere 
Umweltschützer 
wiesen daraufhin, dass Gebirgsflüsse, wie 
wir sie ja hier in ihren Abflüssen haben, 
für Extremsituationen ausreichend geeig-
nete Überflutungsflächen benötigen. Jeg-

liche Bebauung in diesen sollte vermieden 
werden. Eine Nutzung der Flußauen als 
Acker zum Beispiel ist gleichfalls unsin-
nig, da hier im Überflutungsfall in Grö-
ßenordnungen Erde abgeschwemmt wird 
und die Landwirte ihre Ernte verlieren. 
Die Naturschutzverbände fordern deshalb, 
die Überflutungsflächen möglichst aus der 

Privatwirtschaft herauszunehmen und den 
Eigentümern Austauschflächen dafür 
anzubieten. So kann für die Gesamtheit 
einiges getan werden, ohne dass dem 
Einzelnen dabei ein Nachteil entsteht. 
Herr Dr. Freydank vom Deutschen Wet-
terdienst zeigte, dass, anhand von Auf-
zeichnungen nachweisbar, signifikante 
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Klimaänderungen und ein Trend zur wei-
teren Erwärmung auch in unserer Region 
festzustellen sind. Wir müssen mit den 
heutigen Auswirkungen der vom Men-
schen verursachten CO2-Emissionen le-
ben. Unser Handeln sollte aber darauf 
ausgerichtet sein, durch eine Verringe-
rung der CO2-Emissionen einer weiteren 
Klimaerwärmung entgegenzuwirken. 
Die AG Ökologie, die AG Abfall und die 
AG Stadtentwicklung der AGENDA 
weisen alle in ihren Aussagen auf die 
negativen Auswirkungen einer weiteren 
Versiegelung hin. Diese ist sowohl in 
ihren Auswirkungen für das Klima nega-

tiv, als auch in der Vernichtung von Bo-
den und Natur. Chemnitz ist bereits die 
Stadt mit dem höchsten Anteil an neuver-
siegelter Fläche in den neuen Bundeslän-
dern. Andererseits gibt es im Stadtgebiet 
nach wie vor einen hohen Anteil an nicht 
genutzten Industriebrachen. 
Unsere Forderung ist deshalb, diese Flä-
chen vorrangig wiederzunutzen. Andere 
Städte machen das vor. Grüne Flächen am 
Rand der schrumpfenden Stadt neu zu 
versiegeln, ist nicht der Weg der Zukunft. 
Manfred Hastedt 
 
 

 
 

 
 
Die Jahrhundertflut in Chemnitz 
 

 

Stadtumbau im Heckert-Gebiet 
Ein Rück- und Ausblick aus Sicht des Stadtteils Hutholz. 

 
 
Der Bevölkerungsrückgang der letzten 
zehn Jahre hat in Chemnitz sichtbare 
Spuren hinterlassen. Die hohe Zahl an 
Wohnungsleerständen stellt die Stadtent-
wicklung vor neue Aufgaben. Der geplan-
te Stadtumbau ist in einigen Stadtteilen 
mit erheblichem Abriss und Rückbau von 
Wohngebäuden verbunden. Sieht man 
Wohnen nicht nur aus wirtschaftlicher, 
sondern auch aus sozialer Sicht, bedarf es 
des sensiblen Umgangs mit dieser Prob-
lematik. Der anstehende Stadtumbau 
beschäftigte die Stadtverwaltung in zahl-
reichen Fachkonzepten, Maßnahmeplänen 
und Programmentwürfen. Im Juni 2000 
wurde dem Stadtrat dann ein gemeinsam 
mit den Wohnungsunternehmen erarbeite-
tes Konzept zur Lösung der Leerstands-
problematik vorgelegt. Nun wurde auch 
die Bevölkerung informiert. Über die 
Zeitung erfuhren die Bewohner der be-
troffenen Stadtteile von den Eckpunkten 
des Konzeptes: Abriss und Rückbau von – 
teilweise noch bewohnten - Gebäude-
komplexen, Abwicklung der geplanten 
Freizüge von Wohngebäuden und Nach-
nutzung von Rückbauflächen. Auch über 
attraktivitätssteigernde Umbaumaßnah-
men an der „Platte“ und Aufwertung des 
Wohnumfeldes berichteten die Zeitungen. 
Von Seiten der Stadt, den zuständigen 
Ämtern sowie den Vermietern gab es nur 
spärliche Informationen, obwohl von der 

Bürgerinitiative Hutholz immer wieder 
die Beteiligung der Bewohner an den 
Planungsprozessen ihres Stadtteils einge-
fordert wurde. 
Mit dem Entwurf zum Integrierten Stadt-
entwicklungsprogramm (InSEP) kam im 
September 2001 Bewegung in die Diskus-
sion: Durch die Auslegung des InSEP in 
Bürgerservicestellen und Bürgerbüros 
waren den Bürgerinnen und Bürgern 
erstmals konkrete Zahlen über die geplan-
ten Maßnahmen zugänglich. Gleichzeitig 
wurden die wichtigsten Punkte des Pro-
gramms zu jedem Stadtteil i n der Zeitung 
vorgestellt. Auf diese Weise entwickelte 
sich eine kontroverse Diskussion der 
städtischen Planungen. Allerdings führte 
die Veröffentlichung des Entwurfes ange-
sichts der einschneidenden Veränderun-
gen gerade im Heckert-Gebiet zu einer 
Verunsicherung der Bewohner. Die im 
InSEP enthaltenen Informationen waren 
unzureichend, die Formulierungen ließen 
unterschiedliche Deutungen zu und die 
beigefügten Karten waren kaum verständ-
lich. Im Hutholz sollte beispielsweise die 
Hälfte des Wohnungsbestandes der Ab-
rissbirne zum Opfer fallen. Gerade ältere 
Menschen fürchteten, ihr gewohntes sozi-
ales Umfeld und nachbarschaftliche Un-
terstützung zu verlieren, und sahen sich 
mit der Situation überfordert. Ein Bei-
spiel, wie unnötige Ängste in der Bevöl-
kerung durch gute Informationspoli tik 
vermieden werden können, findet sich 
dagegen bei der WG „Einheit“ . Diese ist 
nicht der zur Abwicklung der Rückbau-
maßnahmen gegründeten Stadtumbau 
GmbH beigetreten, sondern ist eigene 
Wege gegangen: Die Durchführung von 
Pilotprojekten, rechtzeitige Information, 
sensibler Umgang mit dem Thema Frei-
zug sowie attraktive Umzugsangebote 

innerhalb des vertrauten Wohngebietes 
sind für andere Wohnungsunternehmen 
durchaus nachahmenswert. 
Mit dem Erscheinen des InSEP wurde den 
Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit 
eingeräumt, zu den Planungen Stellung zu 
beziehen. Trotz des nur kurzen Beteil i-
gungszeitraumes und unzureichender 
Aufbereitung von Informationen nutzten 
viele Einwohner des Stadtteiles die Mög-
lichkeit, um gegen den flächenhaften 
Abriss zu protestieren und einen Erhalt 
der sozialen und infrastrukturellen Aus-
stattung im Stadtteil zu fordern. Die Bür-
gerinitiative Hutholz griff die Problematik 
ebenfalls auf, führte Beratungen durch, 
organisierte Einwohnerversammlungen, 
sammelte Alternativvorschläge und re-
cherchierte tatsächliche Leerstandsquoten. 
Auf einer gemeinsam mit dem Stadtteil-
projekt „Hutholz“ veranstalteten Ver-
sammlung zu Rückbaumaßnahmen wur-
den vom Geschäftsführer der GGG, Herrn 
Naujokat, erstmals öffentlich konkrete 
Angaben zu vom Abriss betroffenen Stra-
ßen und Häusern gemacht. Inzwischen 
wurde im Wohngebiet Hutholz-Nord auf 
Anregung der GGG ein Mieterbeirat ge-
wählt. Dieser führte bereits Mieterbefra-
gungen und –versammlungen durch. Für 
ihre Beratungs- und Vermittlungsarbeit 
wurden den ehrenamtlich tätigen Vertre-
tern des Beirates Räumlichkeiten (auch 
für Rollstuhlfahrer zugänglich) sowie 
technische Büroausstattung zur Verfü-
gung gestellt. Auch in anderen Wohnge-
bieten gibt es mittlerweile Mieterinitiati-
ven, die diesem Beispiel folgen wollen. 
Dabei werden sie vom Stadtteilprojekt 
„Hutholz“ beraten und unterstützt und 
erhalten bei Bedarf ebenso Hil festellung 
von der AGENDA 21 und der TU Chem-
nitz. Diese Vorgehensweise zeigt, dass 
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eine konstruktive Einbeziehung von Bür-
gerinnen und Bürgern in die Detailpla-
nung möglich ist, wenn dieses von allen 
Beteil igten gewoll t wird. Für die Stadttei-

le Hutholz-Nord und Markersdorf-Süd 
wurden Entwürfe zur weiteren Quartiers-
gestaltung entwickelt. Es bleibt zu hoffen, 
dass auch hier die Bewohner als gleichbe-

rechtigte Partner an den Planungen betei-
ligt und ihre Vorschläge ernst genommen 
werden. 
Antje Graupner 

 

Johannesburg - und nun ? 
6. AGENDA-Forum am 10.10.02 - eine Veranstaltung gemeinsam mit der Bundesweiten Servicestelle AGENDA 21 
Das 6. AGENDA-Forum spannte den Bo-
gen von Chemnitz über Sachsen nach Jo-
hannesburg von der lokalen zur globalen 
Nachhaltigkeitsdiskussion. 
Das Grußwort der Bürgermeisterin Petra 
Wesseler war ein Statement für die nachhal-
tige Entwicklung und für die Mitarbeit der 
Bürgerinnen und Bürger bei der Stadtgestal-
tung. Im Mittelpunkt der Veranstaltung 
stand der Vortrag von Albrecht Hoffmann, 
der als Geschäftsführer der Bundesweiten 
Servicestelle lokale AGENDA21 selbst 
Mitglied der deutschen Delegation am dies-
jährigen Weltgipfel von 191 Staaten für 
Nachhaltige Entwicklung in Johannesburg 
war, und von dieser Konferenz berichtete. 
Der erklärte Wille aller ist es, die in Rio 
1992 auf den Weg gebrachte AGENDA 21 
fortzuführen, die lokale AGENDA 21 zu 
stärken und ihre Umsetzung in Zukunft 
weiter zu forcieren. Städte und Gemeinden 
stellen gemeinsam mit ihren Bürgerinnen 
und Bürgern und ihren Nicht-
Regierungsorgani-sationen die stärkste 
Kraft für eine nachhaltige Entwicklung dar. 
Die kommunale Ebene hat am stärksten zur 
Umsetzung der Rio-Beschlüsse beigetragen 
und wichtige Impulse für die nationale und 
internationale Ebene gegeben. Der Weltgip-
fel für Nachhaltige Entwicklung hat deutlich 
gezeigt, dass ·  Nachhaltigkeit das geeignete 
Leitbild der kommunalen Entwicklung ist, 
auf das Politik und Verwaltung ihr all tägli-
ches Handeln ausrichten sollten. Die Aus-
gestaltung einer zukunftsfähigen Entwick-
lung ist ohne eine starke Beteiligung der 
Menschen vor Ort nicht möglich, Ge-
schlechtergerechtigkeit eine Grundvoraus-
setzung für nachhaltige Entwicklung ist, die 
Sicherung der natürlichen Lebensgrundla-
gen stärker mit der Lösung der großen sozi-
alen und wirtschaftlichen Herausforderun-
gen verknüpft werden muss, 
die Bekämpfung der weltweiten Armut die 
zentrale Aufgabe ist. Das bedeutet, die 

Bekämpfung von Armut, Obdachlosigkeit 
und Arbeitslosigkeit zum Gegenstand loka-
ler AGENDA-21-Prozesse auch bei uns zu 
machen, für das kommunale Handeln der 
partnerschaftliche Ansatz von besonderer 
Bedeutung ist. So kann durch kommunale 
Partnerschaften in der Einen Welt ein Bei-
trag zur Erreichung der in Johannesburg 
gesetzten Ziele geleistet werden, zum Bei-
spiel bis 2015 die Anzahl der Menschen zu 
halbieren, die keinen Zugang zu sauberem 
Trinkwasser und sanitärer Grundversorgung 
haben, Armutsbekämpfung, die Änderung 
der Produktions- und Konsumgewohnheiten 
und der Schutz der natürlichen Ressourcen 
essenziell für die nachhaltige Entwicklung 
sind. Auf kommunaler Ebene lässt sich 
unserer Meinung nach ein nachhaltiger 
Lebensstil entwickeln und wirkungsvoll 
umsetzen, ·  die Initiative der Europäischen 
Union zu erneuerbaren Energien einen 
chancenreichen Anknüpfungspunkt für die 
lokale AGENDA 21 darstellt. Der Zusam-
menschluss von über 80 Staaten zur Förde-
rung der erneuerbaren Energien ist ein 
wichtiges Signal für die Kommunen, sich 
mit ihren Partnerstädten an dieser Initiative 
zu beteiligen, bundes- und europaweite 
Ereignisse und Veranstaltungen dringend 
notwendig sind, um ein öffentliches Be-
wusstsein für die Chancen einer nachhalti-
gen Entwicklung zu schaffen, erreichte 
Zwischenstände zu diskutieren und den 
Erfahrungsaustausch unter den Kommunen 
zu fördern. 
Auf anschauliche und die Zuhörer packende 
Art verstand es Albrecht Hoffmann, die 
Grundlagen und Möglichkeiten der lokalen 
AGENDA-Prozesse aufzuzeigen. Die lokale 
AGENDA 21 oder der Nachhaltigkeitspro-
zess sind nicht nur die Sache von ein paar 
Enthusiasten. An der Gestaltung der Zu-
kunft der Stadt müssen alle mitwirken, von 
der Verwaltung über Organisationen aller 

Art bis zu den einzelnen Bürgerinnen und 
Bürgern. 
Die Sprecher des AGENDA-Beirats Tho-
mas Scherzberg und Prof. Christine Weiske 
schilderten die Arbeit der Lokalen AGEN-
DA 21 für Chemnitz. Es gab echte Erfolge 
wie die intensive Zusammenarbeit der 
Stadtverwaltung, des ESC, verschiedener 
Wohnungsunternehmen, der AGENDA 21 
u.a. bei der Erarbeitung der Abfallwirt-
schaftskonzeption oder die Gestaltung des 
Lessingplatzes durch kooperative Planung. 
Bei beiden wurde, durch die Einbeziehung 
vieler Beteil igter, ein Ergebnis erzielt, das 
Vorbildcharakter hat und zur Zufriedenheit 
führt. Der Lessingplatz beispielsweise ist 
von Nutzern im Alter von 1-80 u. mehr 
Jahren belebt und damit angenommen wie 
wenige andere. Hier haben sich der Pla-
nungsaufwand und die Umgestaltung ge-
lohnt. Es ist zu wünschen, dass diese positi-
ven Ergebnisse auch innerhalb des Stadtra-
tes und der Stadtverwaltung dazu führen, 
die Planungen vom Grünen Tisch durch 
solche am Runden Tisch mit den Beteil igten 
zu ersetzen. Ein Punkt wurde von fast allen 
Rednern benannt: die Schließung des Um-
weltzentrums wäre ein Schritt, der sowohl 
den AGENDA-Prozess als auch die Arbeit 
der hier ansässigen umwelt- und entwick-
lungspolitischen Vereine in gröbster Weise 
erschweren würde. Von Nachhaltigkeit weit 
entfernt! Fazit: Das Umweltzentrum muss, 
wie andere wichtige freiwil lige Einrichtun-
gen der Stadt, erhalten bleiben. Albrecht 
Hoffmann sagte dazu: „Wir müssen uns 
fragen, was wir in Zukunft finanzieren 
wollen und warum und wofür? Dort, wo es 
um Menschen geht, ist es nicht sinnvoll zu 
sparen, sonst droht das „Grau“ (Arbeitslo-
sigkeit, Perspektivlosigkeit, Entvölkerung, 
Gewalt etc.) zuzunehmen. Besser ist es, sich 
von Prestigeprojekten zu verabschieden. An 
der Entscheidung, wo gespart wird, soll te 
die Bürgerschaft direkt beteiligt werden.” 

 

Das Umweltzentrum Chemnitz stellt sich vor 
Das Wissen der Umweltbibliothek 
Die Umweltbibliothek entstand vor 12 
Jahren mit dem Ziel, Informationen über 
unsere Umwelt für eine breite Öffentlich-
keit verfügbar zu machen. Viele von die-
ser Idee begeisterte Menschen spendeten 
ihre Sammlungen. Aus dem „Westen“ 

kamen Publikationen einer entwickelten 
Umweltbewegung - aus dem „Osten“ der 
staatli chen Zensur entgangene Schriften. 
Die anfängliche Konzentration auf Um-
weltbildung wurde schnell auf weitere 
Themen wie Abfallbehandlung, Energie-
erzeugung und -einsparung, Umweltrecht 

und Gesundheit erweitert. Mittlerweile 
umfasst die Umweltbibliothek 8.500 Bü-
cher, CD's, Videos und Spiele. Über 50, 
meist monatlich erscheinende Zeitschrif-
ten von Organisationen und Verlagen, 
kann man in der aktuellen Ausgabe lesen 
- 4.000 enthält das Archiv. Ein großer 
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Bestandteil der Bibliothek ist die „Graue 
Literatur“ , d.h. Literatur, die direkt von 
Institutionen und Verlagen herausgegeben 
wird und daher nicht im Buchhandel 
erhältli ch ist. Viele Lehrer nutzen bereits 
die über 50 Videos, um Projektunterricht 
anschaulicher zu gestalten. Schüler schät-
zen das große Informationsangebot für 
Jahresarbeiten und Vorträge. Seit 2 Jahren 
kann zusätzli ch das Internet für die Suche 
in speziellen Umweltdatenbanken genutzt 
werden. Recherchen im Katalog der Bib-
liothek sind über das Internet auch von zu 
Hause aus möglich. 
Öffnungszeiten: Montag, Dienstag, Don-
nerstag 9 - 12 Uhr, 13 - 18 Uhr 
Tel. 381 000-15 
www.umweltzentrum-chemnitz.de/bibo 
 
3 aus 8000 – aktuelle Bücher der Um-
weltbibliothek vorgestellt 
 

 
 
Spielräume für Kinder planen und reali-
sieren. von Jürgen Kleeberg 
Kurzbeschreibung 
Hier handelt es sich um ein Planungs-
buch, das zum Nachdenken über die (feh-
lenden) Spielsituationen der Kinder an-
regt. Deren Bedürfnisse stellt das Buch 
konsequent in den Mittelpunkt der Spiel-
raumplanung. Es beschreibt die Hinter-
gründe und Grundlagen, analysiert die 
verschiedenen Spielimpulse und Spiel-
räume im Freien und führt zur konkreten 
Planung. 
 

 
 
Wetterkunde für alle. 
Günter D. Roth 
Kurzbeschreibung 
Die umfassende Wetterkunde mit den 
neuesten Daten und Fakten: alles über die 
Kräfte, die das Wetter machen, über Wet-
terkarten, Wettervorhersagen, Wolkenar-
ten, Windstärken und vieles mehr. 
 

 
 
Tödliches Klima von Till Bastian 
Kurzbeschreibung 
Die Klimakatastrophe ist heute bereits 
Realität. In vielen Regionen nehmen 
Wassermangel und verkarstende Land-
schaft dramatische Formen an. Till Basti-
an hat dieses Thema auf der Basis brisan-
ter Fakten in einen spannenden Roman 
umgesetzt. Die junge mutige Journalistin 
Randy 
Fromm recherchiert in der Türkei die 
Hintergrundstory einer Anwärterin für 
den Friedensnobelpreis. Doch in kürzester 
Zeit wird sie von einer Reali tät eingeholt, 
die geprägt ist von wirtschaftspolitischen 
Machtinteressen und dubiosen Geheim-
dienstaktivitäten. Ein spannender Poli t-
thril ler um die größte Herausforderung 
der heutigen Zeit: die Verteilung von 
Ressourcen und die ökologische Zukunft 
des Planeten Erde. 
 
Umweltberatung 
Andreas Lange, Ingr id Kasiske 
Umwelttelefon: 300 000 
Beratung zu folgenden Bereichen: 
- Energiesparmaßnahmen 
- ökologisch Bauen 
- Haushalt 
- Abfall 
- Schadstoffe 
- Haushalt-Check 
 
Verbrauchertipp 
Acrylamid in Lebensmitteln - was tun? 
Als im Juli Meldungen zu Acrylamid in 
Kartoffelchips, Bratkartoffeln, Pommes, 
Knäckebrot, ja sogar in Brot und Bröt-
chen veröffentlicht wurden, stellte sich so 
mancher die Frage, was man denn über-
haupt noch ohne Bedenken essen und was 
man selbst tun kann. Acrylamid - was ist 
das überhaupt? Das Monomer Acrylamid 
wird seit den 50-er Jahren zur Herstellung 
von Polyacrylamid verwendet. In dieser 
(polymerisierten) Form begegnet uns der 
Stoff z.B. in Verpackungsmaterialien, in 
Kosmetika, als Bindemittel in Papier und 
Pappe, in Dichtmassen und Fugenkitten. 
Zudem wird der Stoff auch als Flo-
ckungsmittel bei der Abwasserbehand-
lung eingesetzt. In den genannten Produk-

ten können neben dem Polymer auch 
Restmonomere - die gefährli chen Acry-
lamide - enthalten sein. Diese stammen 
aus dem Herstellungsprozess, denn Acry-
lamid ist nicht als Abbauprodukt von 
Polyacrylamid bekannt. Acrylamid ist von 
der WHO als gentoxisch und „wahr-
scheinlich karzinogen” eingestuft. Für 
Produkte aus Polyacrylamiden gelten 
deshalb bereits Grenzwerte. Polyacryla-
mid darf max. 0,1 % Acrylamidmonomer 
enthalten. Andernfalls müsste das Produkt 
nach Gefahrstoffverordnung in „Klasse 2, 
karzinogen“  eingestuft werden und 
entsprechend gekennzeichnet sein. 
Anders verhält es sich mit den nun neu 
festgestell ten Acrylamiden in Lebensmit-
teln. Diese sind keine Verunreinigungen - 
und etwa aus Produkten der chemischen 
Industrie in die Nahrung gelangt – son-
dern entstehen beim Erhitzen der Nahrung 
selbst. Zudem waren sie wohl schon im-
mer in unserer Nahrung enthalten. Selbst 
die Neandertaler hatten es schon in ihrem 
an der Feuerstelle hergestellten Brei. Die 
Belastung von stärkehaltigen Lebensmit-
teln, die frittiert, gebacken oder gebraten 
wurden, haben schwedische Wissen-
schaftler erst im April und eher zufällig 
entdeckt - sinnvolle Grenzwerte gibt es 
noch nicht. Daher setzt man vorläufig auf 
die Vermeidungsstrategie „So wenig wie 
sinnvoller Weise erreichbar“ für die Her-
steller. Im Haushalt soll te bei der Verar-
beitung von stärkehaltigen Produkten 
ebenfalls dieses Prinzip angewendet wer-
den. Dafür folgende Hinweise aus der 
Zeitschrift Öko-Test, die in der Ausgabe 
7/ 2002 und 11/ 2002 ausführli ch nachzu-
lesen sind: „Je knuspriger, gebräunter und 
länger gebraten Kartoffel und Getreide-
produkte sind, desto mehr Acrylamid 
steckt vermutli ch darin. Also, Brot nicht 
zu dunkel toasten, Pommes nicht zu kross 
frittieren.“ „ Wer auf Gebackenes und 
Gebratenes nicht verzichten will: Produk-
te mit möglichst geringer Temperatur und 
Verweildauer in Ofen oder Pfanne las-
sen.“ „ Der Regler eines Elektroherdes 
gibt häufig nicht die richtige Backofen-
temperatur an.“ Die von Öko Test beauf-
tragten Labore haben nachgemessen: 
„Laut Regler betrug die Temperatur 250 
Grad, de facto waren es aber 270. Also, 
besser: Weniger Temperatur einstellen.“ 
„Unbedenklich sind nach bisherigen Er-
kenntnissen rohe und gekochte Lebens-
mittel wie Kartoffeln oder Reis.“ „ Ver-
meiden lässt sich die Bildung schädlicher 
Stoffe auch durch eine nährstoffschonen-
de Zubereitung wie Garen bei niedrigen 
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Temperaturen mit wenig Wasser und Fett 
- sowie Dünsten und Dämpfen.”  
 
Quellen: BgVV, Ergebnisse einer Informationsver-
anstaltung des BgVV am 29. August 2002; öko Test 
7/ 2002, Öko Test 11/2002; Interview im Deutsch-
landfunk am 6.11.02 mit Hr. Pollmer/ Europäisches 
Institut für Lebensmittel 
 
Elektrosmog - Vor-Or t-Messung 

 
Die einen gehen nie ohne Handy aus dem 
Haus und tun durch EMF *1 verursachte 
Gesundheitsbeschwerden als bloße Ein-
bildung ab. Andere warnen vor Gesund-
heitsgefahren, die als solche nicht bewie-
sen sind. Oftmals wird dabei auch noch 
auf einzelne Studien verwiesen, die sich 
in der Zwischenzeit als überholt heraus-
gestellt haben. *2 
Ein begründeter Verdacht lässt sich aber 
erst dann ableiten, wenn sich Hinweise in 
wissenschaftli ch vorgeschriebenen repro-
duzierenden Studien erhärten ließen. *3 
Der Laie steht dem ganzen machtlos ge-
genüber. Verantwortungsvoll i nformieren, 
weder bagatelli sieren noch dramatisieren, 
sondern sich an wissenschaftlich fundierte 
Erkenntnisse und Studien halten, ist je-
denfalls kein einfaches Unterfangen. 
Denn auch Gutachten lassen oft im Dun-
keln, warum sie zu welchen Bewertungen 
gelangt sind. *4 
Fest steht, Elektrosmog ist ein kompliziertes 
Thema und seine ist Auswirkung auf den 
Menschen vielfach noch nicht ausreichend 
erforscht. Da die Bürger ein Recht auf or-
dentliche Information haben, bietet die Um-
weltberatungsstelle des Umwelt-zentrums am 
Montag, den 25. November die Möglichkeit 
zur Teilnahme an einer Vor-Ort-Messung an 
der Pablo-Neruda –Schule mit Herrn Wagner 
vom Staatlichen Umweltfachamt Chemnitz 
an. Herr Wagner ist zuständig für die mess-
technische Überwachung von Mobil-
funkstandorten im Raum Chemnitz und im 
östlichen Regierungsbezirk. Die Behörde 
verfügt über entsprechend empfindliche und 
hochwertige Messtechnik. Treff ist 16.00 Uhr 
an der Hoffmannstraße 35 vor der Schule. 
Dabei wird beispielhaft die Standortbeschei-

nigung der Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation und Post (kurz RegTP) für 
diesen Standort und das Messverfahren erläu-
tert sowie die Messergebnisse in bezug auf 
die Grenzwerte ausgewertet. Zugleich kann 
die Genauigkeit einfacher Messgeräte erprobt 
werden. Die Teilnahme an der Messung ist 
kostenfrei. Eine Anmeldung ist nicht erfor-
derlich. Nachfragen unter Tel: 300 000 
*1 Elektromagnetische Felder 
*2 Herr Wojtysiak, Zentrum für Elektro-
pathologie an der Universität Witten/ 
Herdecke auf dem Seminar „ Mobil funk 
und elektromagnetische Felder“ , am 7. 
Oktober 2002 in Dresden. 
*3 Eine einzelne Studie ist kein Nach-
weis. Mehrere Studien die ein Ergebnis 
stützen und gleichzeitig die Ausgangsstu-
die in ihren Bedingungen reproduzieren, 
gelten als „begründeter Verdacht“ , der 
z.B. ausreichend für eine Grenzwertände-
rung ist. Erst in der nächsten Stufe spricht 
man von einem „wissenschaftli chen 
Nachweis“ . 
*4 Bericht der FAZ vom 23.10.02 über eine 
Studie des Forschungszentrums Jülich zu 
Gutachten über Gesundheitsgefahren durch 
EMF. Die Studie kann im Internet abgerufen 
werden unter: www.emf-risiko.de. 

 
Verzeichnis Chemnitzer Reparaturbe-
tr iebe - Repar ieren statt Wegwerfen 
Viele Chemnitzer machen die Erfahrung, das 
es sich nicht lohnt, defekte Geräte reparieren 
zu lassen. Meist ist eine Reparatur teurer als 
die Anschaffung eines neuen Gerätes. Ent-
scheidet man sich für den Neukauf, bedauert 
man meist ein Gerät wegzuwerfen, welches 
eigentlich „noch gar nicht so schlecht“ ist. Die 
Aspekte Abfallvermeidung und Ressourcen-
schonung kommen noch dazu. Das liegt oft an 
der Konzeption der Produkte, welche nicht für 
eine Reparatur entwickelt worden sind. Das 
andere Problem ist, einen Dienstleister zu 
finden, der das Produkt repariert. Um die 
Suche nach einem solchen Dienstleister zu 
erleichtern und auf die Möglichkeiten von 
Reparaturen hinzuweisen, haben wir ein Ver-
zeichnis erstellt, in dem derzeit 24 Chemnitzer 
Reparaturbetriebe enthalten sind. 
Das Verzeichnis ist zu finden unter 
http://www.umweltzentrumchemnitz.de in 
der Rubrik Service. 
Wir bitten alle Chemnitzer Firmen, die 
Reparaturen durchführen oder Ge-
brauchtwaren anbieten, sich im Verzeich-
nis einzutragen oder an uns eine Mittei-
lung mit folgendem Inhalt per Mail (in-
fo@umweltzentrum-chemnitz.de) bzw. 
Fax (381 000-51) zu senden: 

Firma, Anschrift, Telefon, Fax, Email , 
WWW, Öffnungszeiten, Produkte die 
repariert werden, Ersatzteilverkauf, Ge-
brauchtwaren, Leihservice. 
Bei Fragen wenden Sie sich bitte an Herrn 
Wehrhahn (Tel. 381 000-15). 
 
ADFC - Der Allgemeine Deutsche 
Fahrr ad-Club Chemnitz e.V. 
Geschäftsstelle ist im Umweltzentrum, 
Henr iettenstraße 5, 09112 Chemnitz 
Öffnungszeiten: 
Mo 14.30 Uhr bis 18.30 Uhr 
Do 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
Tel: 90 31 32, Hr. Scheibe 
Angebote: 
- Beratung von All tags-, Woche-

nend- und Urlaubsradlern 
- Verkauf von Radwanderkarten 

stadtnah, sachsen- und bundesweit 
- Info-Material zu Radtouren in 

Deutschland 
- Tipps zur Vorbereitung größerer 

Touren ins Ausland 
- Mitarbeit in der AG Verkehr der 

AGENDA 21 
Außerdem führen wir von März bis Sep-
tember die „Chemnitzer Radwanderun-
gen“ durch. Das sind ca. 15 geführte 
Radwanderungen unterschiedlichen 
Schwierigkeitsgrades. Jahresprogramme 
erhalten Sie in unserer Geschäftstelle. 
 

 
 
Infozentrum-WELT-Laden lädt ein zur 
Ausstellung „Masala - More than Mu-
sik“  
Vom 25. bis 29. 11. 2002 ist im Musikbus 
vor dem Umweltzentrum eine akustische 
Ausstellung der anderen Art zu erleben. 
Weltmusik wird praktisch erlebbar und 
erfahrbar gemacht. Der Musikbus mit 7 
Räumen geht der Frage nach: Was ist 
eigentlich Weltmusik? In welchen Zu-
sammenhängen sind Reggae und Hip-Hop 
entstanden, wie gelangten Einflüsse ver-
schiedener Musikrichtungen nach Ameri-
ka und Europa....? Und das alles natürlich 
mit viel Musik. Ein Walkman begleitet ca. 
20 Minuten durch die Ausstellung. Die 
Erlebnisausstellung richtet sich vor allem 
an Jugendliche und ist besonders geeignet 
als Ergänzung für den Musikunterricht 
oder einen Projekttag. Der Ausstellungs-
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besuch kann mit anderen Angeboten des 
Infozentrums gekoppelt werden. 
Eintritt: 1,50 

�

 

Anmeldung für Gruppen erbeten unter: 
Tel: 90 31 33 
geöffnet: täglich von 9.00 -18.00 Uhr 

 

Große Unterstützung für den Erhalt des Umweltzentrums 
Seit Bekannt werden der WIBERA-
Empfehlung zur Schließung des Umwelt-
zentrums, haben mehr als 2000 
Chemnitzerinnen und Chemnitzer ihre 
Stimme für den Erhalt des Hauses 
abgegeben. Darüber hinaus sind 
deutschlandweit, ja sogar von 
internationalen Partnern, zahlreiche Bitten 
um den Erhalt des Hauses an die 
Chemnitzer Stadträtinnen und Stadträte 
gerichtet worden. Diese Zuschriften sind 
verbunden mit dem Wunsch, dass die 
Angebote des Hauses für die Bürger der 
Stadt erhalten bleiben können. „Gerade wir in der Partnerstadt Düssel-
dorf erfahren seit Jahren die Nützlichkeit 
eines funktionierenden Umweltzentrums 
für die Aktiven und die Bevölkerung“ 

Peter Schrick-Hildebrand, Umweltforum 
Düsseldorf 
„ ... wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie 
das Ende dieser geschätzten Institution 
verhindern könnten.“ Prof. Klaus Lüdke, 
Umweltbundesamt zur Umweltbibliothek 
„Honourable Lord Mayor, the thought of 
closing that Centre of so much magnitude, 
is superfluous and 
will certainly engender catastrophe.“ 
Santa Rosa Secondary School, Moruca, 
South America 
„ Ich meine, Sie sparen damit an der fal-
schen Stelle - nämlich an der Zukunft und 
an einer Einrichtung, die sich die Bürger 
Ihrer Stadt 1989 von der damaligen 
Stadtregierung selbst erkämpft haben.“ 
Dr. Irina Melnic, Umweltministerium 

Irina Melnic, Umweltministerium Chisi-
nau, Republik Moldawien 
„ Ihre Stadt beschneidet damit auch die 
Beteil igungsmöglichkeiten für Bürgerin-
nen und Bürger, ohne die es keine tragfä-
hige Zukunft der Kommunen geben 
kann.“ Dr. Gerhard Becker, Universität 
Osnabrück, Fachgebiet Umweltbildung 
„Da wird auf kurzen Wegen viel Kompe-
tenz gebündelt.“ Joachim Krause, Lan-
desbeauftragter für Glaube, Naturwissen-
schaft und Umwelt der Ev.-Luth. Landes-
kirche Sachsen 
„Sind Umweltschutz, Menschenrechte 
und Entwicklungspoliti k plötzli ch bedeu-
tungslos geworden?“ Michael Peter, Grü-
nes Haus Gera e.V. 

 

Aktion Waldameisen 
Mitarbeiter des AGENDA-Büros und des 
Umweltzentrums führten in den letzten 
Wochen einige Gruppen von Kindern, 
auch Schulklassen durch den Zeisigwald. 
Dabei lernten die Kinder Tiere und Pflan-
zen des Waldes kennen. Sie bestimmten 
an Hand von Büchern Bäume und blü-
hende Pflanzen. Außerdem wurde den 
Kindern gezeigt, dass Bäume durch den 
Eintrag von Schadstoffen krank werden 
können (saurer Boden). An Hand von 
einfachen Wasserproben konnten die 
Kinder feststellen, dass das Wasser der 
Bäche im Zeisigwald eine gute Qualität 
hat. Ganz besonders erfreulich ist der 
Umstand, dass Kinder als „Waldameisen“ 
nicht nur Wissen über den Wald erworben 
haben, sondern besonders fleißig waren 

und Müll, der im Wald und im Stadtpark 
herumlag eingesammelt haben. Eine Un-
menge Dosen, Folien, Papier, Flaschen 
und anderer Dinge wurden auf diesem 
Weg aus den Naherholungsbereichen der 
Chemnitzer Bürger entfernt. Damit trugen 
die „Waldameisen“ zur Verbesserung des 
Erholungscharakters bei. Die Kombinati-
on aus nützlicher Arbeit und spielerischer 
Bildung gefiel den Kindern ganz offen-
sichtlich gut. Vielen Dank, liebe 
„Waldameisen“ ! 
Im neuen Jahr, ab Monat April können 
sich künftige „Waldameisen“ oder neu-
gierige Kinder im AGENDA-Büro unter 
Tel.: 0371/38 1000 13 anmelden. 
AG Kinder u. Jugendliche 

 
 

 

Famili en-, Jugend- und Kinderfreundlichkeit von Chemnitz 
Die Zukunft einer Stadt oder einer Gemeinde liegt in der nachfolgenden Generation. 

 
 
Damit sich Familien, Kinder und Jugend-
liche in einer Stadt oder Gemeinde wohl 
fühlen, müssen viele Voraussetzungen 
erfüllt sein. Zum Beispiel muss ausrei-

chender und qualitativ hochwertiger 
Wohnraum zur Verfügung stehen, der 
auch bezahlbar ist. Auch soll te ein kinder-
freundliches Wohnumfeld genügend 
Spiel- und Bewegungsmöglichkeiten 
bieten. Die Wege zu Einkaufsstätten, 
Kinderbetreuungseinrichtungen, Schulen 
und gesundheitlichen Einrichtungen soll-
ten kurz und ohne Hindernisse sein. Diese 
Aufzählung 
könnte noch weiter fortgesetzt werden, da 
das Thema Famil ie die gesamte Palette 
poli tischen Handelns umfasst. 
Die Arbeitsgruppe Kinder und Jugendli-
che der Lokalen AGENDA 21 von 
Chemnitz hat sich vorgenommen, sich 

besonders den Interessen und Bedürfnis-
sen der Famil ien und der Kinder und 
Jugendlichen zu widmen. Als erstes wol-
len wir feststellen, wie zufrieden sie ei-
gentlich mit ihrer Stadt sind. Wir erarbei-
ten deswegen einen Fragenkatalog, mit 
Hilfe dessen Kinder und Jugendliche nach 
ihrem Eindruck von Chemnitz befragt 
werden sollen. Diese Befragung wollen 
wir im nächsten Frühjahr machen. The-
men, die uns dabei wichtig erscheinen, 
sind: 
- Spiel- und Aufenthaltsmöglichkeiten 
- Freizeitangebote 
- Wohnen/Wohnumfeld 
- Verkehr/Mobilität 
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- Infrastruktur 
- Gestaltung öffentlicher Einrichtungen 

Das Projekt „Kinder- und Jugendfreundlich-
keitsprüfung“ ist sehr umfangreich. Aus die-
sem Grunde ist es wichtig, dass wir viele 
Mitstreiter gewinnen können. Wir freuen uns 

über jeden, der uns bei diesem Anliegen unter-
stützen möchte. 
AG Kinder und Jugendliche 

 

Was wird aus dem Botanischen Garten? 
Der AGENDA-Beirat bedauert sehr, dass 
sein Vorschlag zur organisatorischen 
Vereinigung von Tierpark und Botani-
schem Garten/Schulbiologie- und Natur-
schutzzentrum vom Stadtrat nicht ver-
wirkli cht wurde. Es wäre die Chance 
gewesen, um für Chemnitz eine moderne 
ökologische Tier- und Pflanzenhaltung in 
den Bereichen Tierpark und Botanischer 
Garten einzuführen. Gleichzeitig wäre 
eine langfristige Sicherung des Tierbe-
standes im Botanischen Garten erreicht 
worden. 
Es hat auch etwas verwundert, wie hier 
ein Mitarbeiter der Stadtverwaltung die 
Entscheidung des Stadtrats beeinflusst hat 
unter dem Motto: es geht nur, was Herr 
Dr. Wil l will. Wer war und ist hier Herr 
des Geschehens? 
 

 
 
Die Attraktivität des Botanischen Gartens 
ist maßgeblich vom Tierbestand be-
stimmt. Kinder, die mit ihren Eltern einen 
großen Teil der Besucher ausmachen, 
werden naturgemäß eher von lebendigen 
Tieren als von seltenen Pflanzen angezo-
gen. Der botanische Bestand der Einrich-
tung wird für die jungen Besucher erst auf 

den zweiten Blick interessant, sie werden 
mit Hilfe der Tiere an ihn herangeführt. 
Gerade die Kombination von Tieren und 
Pflanzen ist die attraktive Besonderheit 
der Einrichtung. Sie sollte gepflegt, her-
ausgestellt und ausgebaut und nicht kaputt 
gemacht werden. Wie viele Chemnitzer 
Kinder haben keinen direkten Bezug mehr 
zur Natur? Nichts ist wichtiger für eine 
immer mehr vergreisende Stadt wie 
Chemnitz, als erschwingliche Angebote 
für Familien zu machen, attraktiv für 
Famil ien zu sein. Der Naturschutzbund 
(NABU) betreut hier mehrere Freizeitar-
beitsgemeinschaften, die regen Zuspruch 
haben. Hier werden die Großstadtkinder 
mit Tieren, ihrer Pflege und der Natur 
vertraut gemacht. Ein Angebot mitten in 
der Stadt, das auch für die sozial Schwa-
chen, die nicht immer und überall hinfah-
ren können, zugänglich ist. Außerdem 
werden durch das Regionalschulamt hier 
Kinder verschiedener Altersstufen im 
„Biologieunterricht zum Anfassen“ be-
treut. Das alles sind wichtige städtische 
Angebote, die nicht kurzsichtigen Spar-
schnellschüssen zum Opfer fallen dürfen. 
Im Moment sieht es aber so aus, dass 
gleichzeitig viele verschiedene Angebote 
für Kinder und Jugendliche auf der 
Streichliste stehen. Nach den Empfehlun-
gen der „WIBERA AG“ soll der Botani-
sche Garten in Zukunft statt mit bisher 13 
nur noch mit 7 Mitarbeitern bewirtschaf-
tet werden. Bereits 1997 wurden im Bota-
nischen Garten sieben von 20 Arbeitstel-
len gestrichen. Mit der 2002 ohne Stadt-
rats-Beschluss erfolgten Streichung einer 

weiteren Tierpflegerstelle wurde die 
Schmerzgrenze überschritten. Das Gelän-
de kann bei einer weiteren Stellenreduzie-
rung, bei aller bisherigen Einsatzbereit-
schaft der Mitarbeiter und auch des NA-
BU, nicht mehr ausreichend bewirtschaf-
tet werden. Setzt die Stadtverwaltung für 
die Aufrechterhaltung der umfangreichen 
Pflege auf das Engagement der freiwill i-
gen Helfer des NABU? Aber wieso? Zum 
einen gibt es eine sehr verfahrene Situati-
on zwischen den Vereinen im Botani-
schen Garten und der Leitung des 
Grünflächenamtes, hervorgerufen durch 
mehrere von der Leitung des Grünfläche-
namts nicht eingehaltene grundlegende 
Absprachen. Zum anderen erhebt sich die 
Frage, wieso ein Verein originäre Arbei-
ten der Stadtverwaltung übernehmen 
sollte. Pikant ist auch, dass noch in die-
sem Jahr das neue Tropenhaus (Investiti-
on: über 1 Mil l ion DM) eingeweiht wer-
den wird. Dies muss nun unterhalten 
werden (jährl. Kosten?) und benötigt 1,5 
Arbeitskräfte zur Pflege. Beim Vorstellen 
obiger Streichungskonzepte werfen sich 
da schon Fragen auf. Gibt es hier eigent-
lich wirklich ein Konzept, eine Vorstel-
lung, wie und mit welchen zukünftigen 
Arbeitskräften, Möglichkeiten, Inhalten 
und Zielen dieser Botanische Garten lang-
fristig zu sichern ist? Daran muss man im 
Moment zweifeln. Oder will man das 
Aufgebaute, das gute, einzigartige Ange-
bot nur aus irgendwelchen Vorbehalten 
heraus kaputt machen? 
Christoph Magirius 

 

Die „ä lteste“ Stadt Deutschlands spart im Jugendbereich!  
Bereits seit Sommer diesen Jahres ist klar: 
das Amt für Jugend und Famili e sowie die 
freien Träger der Kinder- und Jugendar-
beit benötigen wesentlich mehr Geld, als 
planbare Fördermittel des Landes dafür 
bereitstehen werden. Die Differenz be-
trägt eine ganze Mill ion Euro. Konkret 
sind die Bereiche der Jugendarbeit, Ju-
gendsozialarbeit sowie des Erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes betroffen. 
Einerseits ist der Mittelbedarf für den 
Förderbereich Kinder und Jugend gegen-
über dem vergangenen Jahr wegen Kos-
tensteigerungen, Tariferhöhungen sowie 
wenigen neuen Projekten um fast 450.000 

Euro gestiegen, gleichzeitig wurden aber 
die Landesfördermittel um ca. eine halbe 
Million Euro gesenkt. Von Seiten des 
Amtes wurde das 1-Mio-Euro-Defizit 
einer „kritischen Prüfung“ unterzogen und 
auf 450.000 Euro reduziert, also die 
Stadtmittel erhöht. Um insgesamt einen 
Ausgleich zu erreichen, wurden Sachkos-
ten gesenkt, begrenzt, verglichen und 
angepasst. Personalkosten sollen einge-
spart werden, indem im Entwurf des Ju-
gendhilfeplanes für jede offene Jugend-
einrichtung nur noch 2 Stellen ausgewie-
sen werden. Gleichzeitig gibt es einen 
Einheitssatz je Einrichtung an Sachkos-

ten, unabhängig von der zu leistenden 
Arbeit. Die prekäre Lage wurde schon vor 
mehreren Monaten im Jugendhilfeaus-
schuss diskutiert. Leider war damals wohl 
den wenigsten Ausschussmitgliedern das 
volle Ausmaß der Situation bewusst, so 
dass sie nicht energisch genug reagiert 
haben. Es kommt aber noch schlimmer. 
Aufgrund der Ergebnisse der WIBERA-
Studie will die Stadt wiederum im Be-
reich der Jugendhilfe den Rotstift anset-
zen. 
Die Stadträte stehen vor der Entschei-
dung, im Jahr 2003 die Zuschüsse noch 
weiter zu kürzen. In der entsprechenden 
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Stadtratsvorlage heißt es: „Die vorge-
schlagene Reduzierung bedeutet, dass 
2003 von den derzeit geförderten 108 
Angeboten unter dem Aspekt der Decke-
lung der Personalkosten ca. 12 Angebote 
mit einer durchschnittli chen Finanzierung 
von 50.000 Euro beendet werden müssen. 
Dies betrifft sowohl die Schließung von 
Jugendfreizeiteinrichtungen als auch die 
Beendigung von Maßnahmen der Jugend-
sozialarbeit und präventiven Angeboten.“ 
Die Stadt beruft sich darauf, dass in Zei-
ten knapper Kassen zuerst die freiwilligen 
Leistungen eingeschränkt werden müssen. 
Doch was, wenn Mittel zur Erfüllung 
hoheitlicher Aufgaben bereits früher auf 
ein Minimum reduziert werden mussten? 
Um die Wahrnehmung der Fürsorge-

pflicht für die heranwachsenden Genera-
tionen im tatsächlich notwendigen Um-
fang zu ermöglichen, sind zusätzliche 
freiwillige Leistungen notwendig, und die 
stehen bei jedem Sparvorhaben zur Dis-
position. 
Wir müssen uns immer wieder vor Augen 
führen, dass es für eine stabile Gesell-
schaft unabdingbar ist, dass Kinder und 
Jugendliche lernen, einen inneren Halt 
aufzubauen. Sie sind die zukünftigen 
Erwachsenen, die ihren Weg finden kön-
nen oder nicht. Es ist nicht mehr hinzu-
nehmen, dass gerade in Bereichen, die 
Kinder und Jugendliche betreffen, so stark 
der Rotstift angesetzt wird. Hier kann sich 
Chemnitz, als die Stadt mit dem höchsten 
Altersdurchschnitt Deutschlands nicht 

darauf zurückziehen, dass dies freiwil l ige 
Leistungen sind. Denn ohne Angebote für 
Famil ien und Kinder ist die Stadt nicht 
attraktiv und wird nur weiter vergreisen. 
AG Kinder/Jugendliche 
 

 
 

 

Ein Kraftwerk reist um die halbe Welt - Eine Chemnitzer Solaranlage für Guyana 
Im Juni diesen Jahres konnte die Chem-
nitzer AGENDA einen ganz besonderen 
Erfolg feiern: eine Solaranlage aus 
Chemnitz versorgt die Santa Rosa Secon-
dary School in Moruca, Guyana, mit 
Strom. 
Die Santa Rosa Secondary School ist die 
einzige weiterführende Bildungseinrich-
tung in einer großen Regenwaldregion im 
Nordwesten Guyanas. Moruca ist eine 
Stadt, die von außerhalb nur schwer zu 
erreichen ist. Der nächstgrößere Nachbar-
ort liegt eine halbtätige Bootsreise ent-
fernt. Die Kinder nehmen täglich bis zu 
zwei Stunden Fußmarsch aus den im 
Regenwald verstreuten Dörfern in Kauf, 
um in ihre Schule zu gelangen. Es ist 
ungeheuer beeindruckend, was das Lehr-
personal der Schule, aber auch die Schü-
lerinnen und Schüler selbst leisten. Denn 
das an der Santa Rosa Secondary School 
abgelegte Abitur wird im gesamten eng-
lischsprachigen Karibikraum, in den USA 
und Kanada anerkannt und ebnet den 
Kindern benachteil igter indigener Bevöl-
kerungsschichten den Weg an die Univer-
sitäten. 
 

 
 
Dass die Schülerinnen und Schüler der 
Schule Elektrizität bisher hauptsächlich 
aus dem Lehrbuch kannten, können wir 

uns wohl nur schwer vorstellen. Bisher 
konnte in Moruca nur mit einem kleinen 
benzingetriebenen Aggregat Strom er-
zeugt werden. Das Benzin dafür muss aus 
dem weit entfernten Nachbarort herange-
schaff t werden. 
Schon seit 1996 unterstützt das Chemnit-
zer Umweltzentrum im Rahmen des 
„Klimabündnisses Europäischer Städte 
mit den Regenwaldvölkern im Amazo-
nasbecken“ diese Schule (z. B. beim Bau 
des Schülerwohnheims). Die Städtische 
Gemeinschaftshauptschule Leichlingen 
pflegt im gleichen Rahmen eine langjäh-
rige enge Schulpartnerschaft mit den 
Schülerinnen und Schülern in Moruca. 
Doch das kühne Projekt einiger engagier-
ter Leichlinger Lehrer, die Schule über 
eine Solaranlage mit Strom zu versorgen, 
musste zunächst in der Schublade bleiben. 
Als der Schulleiter der Santa Rosa 
School, Victor Ferreira, letztes Jahr nach 
herzlicher Einladung seine Partnerschule 
in Leichlingen besuchte, kam er auf Be-
mühen des Umweltzentrums und des 
AGENDA-Büros der Stadt Chemnitz 
auch in die Klimabündnisstadt Chemnitz. 
Angesichts des Engagements, aber auch 
der Schwierigkeiten an seiner Schule, 
über die Victor Ferreira berichtete, setzte 
sich unser Oberbürgermeister, Herr Dr. 
Seifert, sofort für das Projekt ein. Er 
konnte die Stadtwerke und die Sparkasse 
Chemnitz für eine großzügige Spende von 
insgesamt 5000.- ��� � ��� � � � � � 	
� �  dieser 
Zusage war die Verwirklichung des Pro-
jektes schneller als erwartet möglich. Das 
AGENDA-Büro und das Umweltzentrum 
koordinierten die Partner in Chemnitz. 
Für die Spendensumme projektierte und 
lieferte die Solaris gGmbH die Anlage 

und bietet nun die weitere ingenieurmäßi-
ge Betreuung kostenlos an. 
Im Mai diesen Jahres machten sich die 
Leichlinger Projektleiter mit einer Gruppe 
ihrer Schüler und der gut verpackten 
Anlage auf den weiten und beschwerli-
chen Weg nach Moruca. Dort bauten sie 
das Sonnenkraftwerk in einem dreiwöchi-
gen Arbeitseinsatz auf. Mit der Solaranla-
ge können nun zwei Computer, ein Satel-
litentelefon, ein Faxgerät und die Be-
leuchtung des Gemeinschaftsraumes im 
Wohnheim betrieben werden. Dadurch 
gewinnen die Schülerinnen und Schüler 
zusätzliche Zeit zum Lesen und Lernen. 
Immerhin setzt die Dämmerung regelmä-
ßig schon gegen 18.00 Uhr ein. Dem-
nächst soll auch eine Videoanlage ange-
schlossen werden. Die Videos sind, eben-
so wie die Computer, sehr wichtig, um 
zeitgemäßen und modernen Unterricht 
anbieten zu können. Außerdem werden 
sie im sonst stromlosen Ort Kino und TV 
ersetzen. 
Inzwischen sind viele Dankesbriefe so-
wohl aus Moruca, als auch aus Leichlin-
gen bei Herrn OB Dr. Seifert und den 
anderen Beteiligten aus Chemnitz einge-
gangen: Die Solaranlage leistet zuverläs-
sig ihren Dienst. 
Die Frankfurter Rundschau hatte die hervor-
ragende Zusammenarbeit der Klimabünd-
nispartner beim Solarstromprojekt Guyana 
als „Klimabündnisprojekt des Monats“ 
ausgezeichnet. Außerdem erfuhr das Projekt 
auf dem diesjährigen Weltkongress erneu-
erbarer Energien auf der Köln-Messe erst-
mals internationale Beachtung. Inzwischen 
wurde es auch auf der diesjährigen Weltgip-
felkonferenz in Johannesburg vorgestellt 
und hat Eingang in ein Schulbuch gefunden. 
Constanze Sbosny 
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Nachhaltige Werte - Werte für das 21. Jahrhundert? 
Was hat mein Verhalten mit Nachhaltig-
keit zu tun? Wieso besteht ein Zusam-
menhang zwischen meinem Lebensstil 
und globalen Problemen? Braucht es neue 
Werte, um eine zukunftsbeständige Ent-
wicklung zu erreichen? Antworten auf 
diese Fragen soll ten in einer Unterrichts-
stunde gefunden werden, die von der AG 
Wertewandel der Chemnitzer AGENDA 
21 konzipiert und mittlerweile in zwei 
Chemnitzer Schulen durchgeführt wurde. 
Die Mitglieder der Arbeitsgruppe hatten 
sich im Laufe des Jahres zunächst theore-
tisch damit beschäftigt, wie Schülerinnen 
und Schüler für nachhaltige Entwicklung 
und gesellschaftli che Werte interessiert 
werden können. Im September wurde das 
erdachte Konzept dann im Ethikunterricht 
der 10ten Klassen des André- und des 
Goethe-Gymnasiums erprobt. 
Zu Beginn des Unterrichts wurde den 
Schülerinnen und Schülern die Aufgabe 
gestellt, in Kleingruppen um den Bau des 
höchsten, selbständig stehenden Zeitungs-
turmes zu wetteifern. In der anschließen-
den Reflexionsrunde zeigten sich erste 
Anknüpfungspunkte zum Thema Nach-
haltigkeit: Nicht nur Kommunikation und 
Teamarbeit sind für eine nachhaltige 
Entwicklung erforderlich, es bedarf auch 
innovativer und kreativer Ideen oder Fle-
xibilität bei der Umsetzung. Auf diese 
Weise konnten den 15-16jährigen, die 
größtenteils zum ersten Mal mit dem 

Thema Nachhaltigkeit konfrontiert wur-
den, einige Informationen zur AGENDA 
21 und zur Idee einer zukunftsbeständigen 
Entwicklung vermittelt werden. Im zwei-
ten Teil der Doppelstunde standen dann 
die gesellschaftlichen Werte im Mittel-
punkt. Ausgehend von der Auseinander-
setzung mit eigenen handlungsleitenden 
Motiven und Moralvorstellungen wurden 
eine Wertediskussion, zuerst in den 
Kleingruppen und später auch im Klas-
senverbund, angestoßen und die Ergeb-
nisse in Posterform festgehalten. 
 

 
 
Auch wenn die Jugendlichen sich anfangs 
mit den ungewohnten Begriff l ichkeiten 
etwas schwer taten, zeigten sie im Verlauf 
des Unterrichts - nicht zuletzt durch den 
Einsatz unkonventioneller und aktivieren-
der Lehrmethoden - großes Interesse für 
die globalen Prozesse wie auch lokale 
Handlungsmöglichkeiten und stell ten ihr 
Mitdenken durch Nachfragen und Diskus-
sionsbeiträge unter Beweis. So konnten 

zum einen Werte wie Freiheit, Solidarität 
oder Gerechtigkeit plakativ benannt wer-
den, zum anderen stellte sich bei der nä-
heren Betrachtung heraus, dass diese ganz 
unterschiedlich ausgelegt werden können, 
sie manchmal auch in Konkurrenz zuein-
ander stehen oder das reale Alltagshan-
deln nur bedingt beeinflussen. Insofern 
bedarf es wohl weniger neuer Werte, 
sondern vielmehr einer kritischen Über-
prüfung des eigenen Verhaltens. Ein ers-
ter Anstoß zum Nachdenken über indivi-
duelle und gesellschaftliche Wertvorstel-
lungen konnte durch den Besuch der 
AGENDA-Aktiven im Unterricht gege-
ben werden. 
Mit diesem Projekt wurde von der AG 
Wertewandel ein erster Schritt unter-
nommen, das Thema Nachhaltigkeit im 
Schulunterricht zu etablieren. Angesichts 
der guten Unterstützung von Seiten der 
Schulen sowie der jeweiligen Fachlehre-
rinnen, besteht die Hoffnung, diese Zu-
sammenarbeit weiterzuführen und auszu-
bauen. Geplant sind deswegen weitere 
Unterrichtsbesuche in Chemnitzer Schu-
len. Langfristig wird allerdings zu überle-
gen sein, wie solche Fragestellungen - 
auch unabhängig vom Engagement der 
Lokalen AGENDA 21 - stärkere Berück-
sichtigung in den Lehrplänen finden. 
Anett Raupach 

 
 
Anett Raupach - Mitglied der AGENDA-Arbeitsgruppe „ Wertewandel in der Gesellschaft”  

Vorschlag zur Auszeichnung anlässlich des Tages des Ehrenamtes am 5. 12. 2002 
Frau Raupach, berufstätige Mutter von 2 
schulpflichtigen Kindern, arbeitet seit 
1990 sehr engagiert ehrenamtlich in der 
entwicklungspolitischen Bildungsarbeit 
im Informationszentrum Weltladen, im 
Verein Städtepartnerschaft Chemnitz - 
Timbuktu und in der Arbeitsgruppe Wer-
tewandel der AGENDA 21. 
Durch ihren Einsatz bekam die städtische 
Bildungsarbeit neue inhaltli che Impulse. 
So gestaltete sie, gemeinsam mit weiteren 
Mitgliedern der AG Wertewandel, im 
Rahmen des Ethik-Unterrichts an Chem-
nitzer Gymnasien Unterrichtsstunden zu 
Werten in der Gesellschaft. Dieses Ange-
bot führt derzeit zu einer umfassenden 
Wertediskussion an den Schulen. Weiter-
hin hat Frau Raupach maßgeblichen An-
teil an der Aktivierung der Städtepartner-

schaft Chemnitz-Timbuktu. Durch ihre 
tatkräftige Mithilfe gelang es, Unterrichts- 
und Arbeitsmaterialien für Schulen in der 
Partnerstadt Timbuktu zu organisieren. 
Chemnitz gehört übrigens zu den wenigen 
deutschen Städten, die über eine lebendi-
ge Nord-Süd-Partnerschaft verfügen. Sie 
wirkt bei diesen Aktivitäten mit ihrer 
gesamten Persönlichkeit, befördert so die 
verschiedenen Projekte innerhalb der 
Stadt und erreicht eine hohe Akzeptanz. 
Aufgrund ihres langjährigen und zeitin-
tensiven Engagements im Rahmen des 
Chemnitzer AGENDA-Prozesses und der 
entwicklungspolitischen Arbeit möchten 
wir Frau Raupach für die Auszeichnung 
anlässlich des Tages des Ehrenamtes 
vorschlagen. 
Manfred Hastedt 

 
 



 12 

 

Beschäftigungspoliti k kann uns nicht egal sein 
Die Themenfelder der Arbeitsgruppe 
Arbeit ergeben sich aus Vorschlägen der 
Bürger oder aus gesellschaftlichwirt-
schaftlichen Entwicklungen, über die 
öffentlich gesprochen werden sollte. Auf 
dieser Grundlage treffen sich die Mitglie-
der der AG, alle ehrenamtlich, regelmäßig 
am 1. Mittwoch des Monats, 17.00 Uhr, 
zu nachhaltigen Themen der Wirtschaft 
und des Arbeitsmarktes. 
Der Begriff Nachhaltigkeit wird häufig 
nur im Zusammenhang mit dem 
Verbrauch von Rohstoffen und Ressour-
cen gesehen, für viele poli tische oder 
kommunale Entscheidungen mit sozialen 
Auswirkungen ist er jedoch ebenso 
bedeutend, weil diese teilweise bis in 

deutend, weil diese teilweise bis in nach-
folgende Generationen reichen. 
Als „AG - Arbeit“ suchen wir nach Mög-
lichkeiten einer positiven Beeinflussung 
der Erwerbssituation und der Arbeitslo-
sigkeit unter regionalen Ansatzpunkten. 
Dazu wurden in den vergangenen 5 Jah-
ren Fachthemen mit Vertretern der Wirt-
schaft der Stadtverwaltung des 
Arbeitsamtes diskutiert, Informations- 
bzw. Bildungsveranstaltungen durch-
geführt, ein Faltblatt erarbeitet, solide 
Projektarbeit geleistet, an der Vernetzung 
von Partnern mitgewirkt, an 
Podiumsdiskussionen teilgenommen, 
Stellungnahmen zu Gesetzesvorschlägen 
(z. B. zum Job-AQTIV-Gesetz mit Über-

AQTIV-Gesetz mit Übergabe an die 
Kommission 4 des Deutschen Bundesta-
ges) eingereicht. 
Nunmehr bilden den Schwerpunkt die 
Vorschläge der Hartz-Kommission mit 
den angestrebten Veränderungen auf dem 
Arbeitsmarkt und den besonderen Wir-
kungen in den neuen Bundesländern. 
Bürger, die Interesse haben, an Arbeitsbe-
ratungen der AG „Arbeit“ teil zunehmen, 
sind herzlich eingeladen. Nächster Termin 
ist der 4. 12. 02, 17.00 Uhr im Umwelt-
zentrum, Henriettenstr. 5. 
AG Arbeit 

 

Bringt der Brocken Hartz die Wende auf dem Arbeitsmarkt? 
Derzeit befindet sich der Bericht der 
Hartz-Kommission in aller Munde. Dieser 
Bericht enthält umfassende Vorschläge 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
Hier sollen kurz wesentliche Elemente 
des Konzeptes vorgestellt werden. Bedeu-
tung erlangen die Hartz-Vorschläge vor 
allem durch das einstimmige Votum aller 
Kommissionsmitglieder, unter anderem 
Vertreter aus Gewerkschaften, Unterneh-
mensverbänden, Kirchen, Verwaltung, 
Wissenschaft sowie Unternehmensbera-
tungen. Grundidee des Berichts ist der 
einzelfallbezogene Einsatz arbeitsmarkt-
poli tischer Instrumente: Mit der Umwand-
lung der Arbeitsämter in „Job Center“ zur 
Vermittlung von Arbeit sollen Dienstleis-
tungen gebündelt werden. „Personal Ser-
vice Agenturen“ geben schwervermittel-
baren Personen und Langzeitarbeitslosen 
Hilfestellung. Sie vermitteln Arbeitssu-
chende mit Zeitarbeitsverträgen an Unter-
nehmen für einen begrenzten Zeitraum. 

Vermittlung allein führt jedoch noch nicht 
zu neuen Arbeitsplätzen. Deshalb können 
durch den „Job Floater“ für solide Unter-
nehmen Einstellungen an Darlehen ge-
koppelt werden (zusätzliches Geld). Da-
durch solle die dünne Kapitaldecke vieler 
mittelständischer Unternehmen, vor allem 
in den neuen Bundesländern, gestärkt und 
Arbeitsplätze geschaffen werden. Mit den 
Instrumentarien Ich-AG, Famili en-AG 
sowie Mini-Jobs sollen u.a. das Problem 
der Schwarzarbeit behoben werden. Vor 
allem im Bereich der haushaltsnahen 
Dienstleistungen könnte die Nachfrage 
legalisiert und erhöht werden. Eine einfa-
che Handhabung (Pauschalbesteuerung) 
macht diese Formen auch für kleine Un-
ternehmen und Handwerksbetriebe inte-
ressant. Unterstützung erfährt die Ich-AG 
für eine Übergangsphase von 3 Jahren 
durch die Arbeitslosenversicherung, mit 
dem Ziel, die volle Selbständigkeit zu 
erreichen. Eine Reform der Arbeitslosen-

hil fe führt dazu, dass künftig Doppelzu-
ständigkeit vermieden werden kann. Ar-
beitsfähige Sozialhilfeempfänger werden 
von den Job Centern betreut. Dadurch 
erhöhen sich für diese Gruppen die Chan-
cen, wieder auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu 
fassen. 
Wer sich an der Diskussion für mehr 
Arbeitsplätze in unserem Land beteiligen 
will , muss die Hartz-Konzepte einbezie-
hen. 
Auf einem Sozialforum wollen AGEN-
DA-Akteure gemeinsam mit Gewerk-
schaften, Vertretern des Arbeitsamtes, 
verschiedenen Kammern sowie Vertretern 
der politischen Entscheidungsträger unse-
rer Stadt die Situation des Chemnitzer 
Arbeitsmarktes analysieren und mittels 
des Hartz-Konzeptes Möglichkeiten einer 
Verbesserung diskutieren. 
Bernd Franke 

 

Das gute Leben wieder gewinnen 
"Wir haben es satt und suchen nach einer 
gesellschaftli chen Alternative". Unter 
diesem Thema stand die diesjährige 
Herbsttagung der Arbeitsgemeinschaft 
Offene Kirche (AGOK) Sachsen in der 
Ev.-Luth. Trinitatiskirchgemeinde in 
Chemnitz Hilbersdorf. 
Hauptreferentin der Tagung war die So-
ziologin Frau Prof. Maria Mies. In ihrem 
Vortrag suchte sie nach gesellschaftli chen 
Alternativen vor dem Hintergrund der 
gegenwärtigen weltweiten neoliberalen 
Wirtschaftsentwicklung. Diese konfron-
tiert uns mit völlig neuen Fragen: Wir 
können uns nicht mehr nur auf unser Land 
konzentrieren, ebenso wenig auf die Lö-

sung nur eines Problems wie Arbeitslo-
sigkeit oder Umwelt oder soziale Gerech-
tigkeit oder der Hunger im Süden oder die 
neuen Kriege. Vielmehr hängen all diese 
Erscheinungen eng mit dem Primat des 
Profits vor dem Leben zusammen. Leider 
wollen die Politiker uns glauben lassen, es 
gäbe keine Alternative zu dieser Entwick-
lung. Warum haben Städte und Gemein-
den kein Geld mehr und sehen sich ge-
zwungen, immer mehr kommunale 
Dienstleistungen zu privatisieren? Sie 
geben allzu leicht, zumal wenn niemand 
protestiert, den vordergründig günstigen 
Angeboten von Konzernen zu Privatisie-
rungen nach. Die Folge sind Personalein-

sparungen und sinkende Steuereinnah-
men, begünstigt durch Steuererleichterun-
gen und Steuerflucht bei Großkonzernen. 
Gleichzeitig steigen die öffentlichen Aus-
gaben, z.B. im Sozialbereich durch Lang-
zeit-Arbeitslosigkeit. Um eine kurzfristige 
finanzielle Entspannung zu erreichen, 
wird nicht selten das "Tafelsilber", etwa 
in Form von Eigenbetrieben oder städti-
schen Wohnungen, die dann nicht mehr 
für sozial Schwache zur Verfügung ste-
hen, verkauft. Im Endeffekt werden damit 
kommunale Entscheidungs- und Hand-
lungsmöglichkeiten aufgegeben Die Kon-
zerne haben großes Interesse, den Dienst-
leistungssektor zu übernehmen, da er die 
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höchsten Wachstumsraten aufweist. In der 
1995 gegründeten Welthandelsorganisati-
on (WTO) wurde eigens das Allgemeine 
Abkommen über den Handel mit Dienst-
leistungen GATS (General Agreement on 
Trade with Services) in Kraft gesetzt. Es 
verpflichtet die derzeit 144 Mitgliedslän-
der der WTO, ihren Dienstleistungsbe-
reich zu liberalisieren. Nach dem Prinzip 
müssen ausländische Dienstleistungserb-
ringer in gleicher Weise wie einheimische 
behandelt werden. Das soll zunehmend 
auch für Basis-Dienstleistungen wie Ge-
sundheit, Bildung und Wasserversorgung 
gelten, die z.B. in Europa durch vorwie-
gend staatliche oder öffentli ch-rechtliche 
Einrichtungen garantiert werden. Hinzu 
kommt, dass das Solidarprinzip bislang 
noch für einen Ausgleich zwischen unter-
schiedlich rentablen Bereichen sorgt. So 
werden teure Postzustellungen oder eine 
aufwändigere Stromversorgung auf dem 
Land durch kostengünstige Versorgung in 
den Städten mitfinanziert oder die Kosten 
geringgenutzter Bahnstrecken durch stark 
frequentierte. Auch Chancengleichheit in 
der Bildung oder gleicher Anspruch im 
Gesundheitswesen folgen dem Solidar-
prinzip. Doch derartige soziale Aspekte 
werden vom GATS ausgehöhlt oder ganz 
ignoriert. So erfolgt ein direkter Eingriff 
in staatliche, regionale und kommunale 
Souveränität. Immer mehr Menschen 
wehren sich gegen diese Entwicklung. 
1997 gründete sich attac als globalisie-

rungskritische Bewegung zunächst in 
Frankreich. Heute ist sie in 45 Ländern 
von Norwegen bis Argentinien vertreten 
und zählt etwa 80 000 Mitglieder. In 
Deutschland schlossen sich Nichtregie-
rungsorganisationen im Jahr 2000 als 
"Netzwerk zur demokratischen Kontrolle 
der internationalen Finanzmärkte" zu-
sammen. Inzwischen arbeiten sie auch 
unter dem Namen attac. Eine ihrer Kam-
pagnen hat das Ziel, GATS zu stoppen. 
Was sich auf dieser Ebene erreichen läßt, 
reicht aber vielen Menschen nicht aus. Sie 
beginnen mit einer Vielzahl alternativer 
Projekte etwa der Selbstversorgung auf 
kleinerer Ebene mit einer anderen Öko-
nomie. In manchen Krisenregionen ist das 
Überleben anders nicht möglich. So un-
terschiedlich die Projekte sein mögen, sie 
streben eine Wirtschaft an, die von den 
Menschen selbst kontrolliert wird und 
nicht auf einem permanenten Krieg mit 
der Natur und anderen Menschen und 
Völkern beruht. Dabei zeigt sich, auch das 
Menschenbild der neoliberalen Wirt-
schaftstheorie ist falsch. Der Mensch stellt 
keineswegs nur seine Eigeninteressen in 
den Mittelpunkt. Er genießt auch die 
Gemeinschaft mit anderen, ist altruistisch, 
kooperativ und liebevoll. Gerade die 
Sehnsucht nach gutem Leben, nach Glück 
lässt fragen, „Was ist in dieser begrenzten 
Welt möglich?“ Wir brauchen auch einen 
anderen Arbeitsbegriff . Es reicht nicht, 
nur arbeitsrechtlich geschützte Lohnarbeit 

anzuerkennen. Wie bei einem Eisberg 
bliebe dabei der größere Teil unter Was-
ser unsichtbar. Hausarbeit, Mütterarbeit, 
Pflegearbeit, die Arbeit von Subsistenz-
bauern, KleinhändlerInnen und Kindern 
u.v.a.m. sind in der globalen, kapitali sti-
schen und patriarchalen Welt-
(un)ordnung nicht geregelt. Ihre würde-
volle Gestaltung gehört zur Wiederge-
winnung unserer Autonomie über unser 
Leben. (Gekürzt) 
Friedrich Brachmann 
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